
Satzung über die Elternbeiträge in Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege 

 (Elternbeitragssatzung) 
 
Auf Grund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.11.2004 
(GV. NRW S. 644), des § 90 Abs. 1 Achtes Sozialgesetzbuch in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 08.12.1998 (BGBl. I S. 3546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.09.2005 (BGBl. I S. 2729) sowie § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förde-
rung von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz) hat der Kreistag des Kreises Minden-
Lübbecke in seiner Sitzung am 10.12.2007 folgende Satzung beschlossen:   
 
 
Teil I - Elternbeiträge  
 

§ 1 – Allgemeines 
 
(1)  Für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen nach dem Kinderbil-

dungsgesetz (KiBiz) in seinem Jugendamtsbezirk wird durch den Kreis Minden-
Lübbecke gem. § 23 Abs. 1 und 4 KiBiz ein öffentlich-rechtlicher Beitrag als Finan-
zierungsanteil an den Jahresbetriebskosten erhoben. Die Höhe der Elternbeiträge 
ergibt sich aus Anlage 1 zu dieser Satzung. 

 
(2) Der Kreis Minden-Lübbecke als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe über-

trägt gem. § 23 Abs. 5 KiBiz die Aufgabe der Festsetzung und Erhebung der El-
ternbeiträge auf die Städte und Gemeinden ohne eigenes Jugendamt im Kreis 
Minden-Lübbecke. Die Elternbeiträge für die Inanspruchnahme einer Tageseinrich-
tung sind an die örtlich zuständige Stadt oder Gemeinde zu zahlen, die Elternbei-
träge für die Inanspruchnahme von Tagespflege an den Kreis Minden-Lübbecke 
als örtlichen Träger der Jugendhilfe.  

 Die von den Kommunen für die Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen einge-
nommenen Elternbeiträge sind bis zum 10. des Folgemonats an den Kreis Min-
den-Lübbecke weiterzuleiten. Die Einzelheiten des Abrechnungsverfahrens regelt 
der Landrat, eine Erstattung von Personal- und Sachkosten erfolgt nicht. 

  
(3) Diese Satzung ist im Übrigen mit Ausnahme des § 3 gleichermaßen gültig für die 

Inanspruchnahme von Leistungen zur Kindertagespflege, für die ein öffentlich-
rechtlicher Kostenbeitrag zu leisten ist und ersetzt insoweit bislang gültige Rege-
lungen. Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage 2 zu dieser Sat-
zung. Ergänzend sind die Richtlinien zur Förderung von Kindern in Kindertages-
pflege zu beachten.  

 
(4) Für die Auslegung und Anwendung der §§  2 bis 6 dieser Satzung greift der Kreis 
 Minden-Lübbecke bzw. die durch diese Satzung ermächtigten Städte und Ge-
 meinden auf die zum § 17 GTK in der Fassung bis zum 31.07.2006 sowie den 
 nachfolgenden einschlägigen Regelungen  ergangene  Verwaltungsgerichtsrecht- 
        sprechung zurück, soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. 
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§ 2 Beitragspflichtiger Personenkreis 
 
(1)  Beitragspflichtig sind in der Regel die Eltern, Adoptiveltern oder diesen rechtlich 

gleichgestellte Personen, mit denen das Kind zusammen lebt. Lebt das Kind nur 
mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.  

 
(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag 

nach § 32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die 
Personen, die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. Dieser Personen-
kreis zahlt einen Elternbeitrag, der sich nach der Elternbeitragsstaffel aus der zwei-
ten Einkommensgruppe ergibt. 

 
(3) Beitragsschuldner sind die Personen im Sinne von Absatz 1 und 2; mehrere Bei-

tragspflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 
 

§ 3 Beitragszeitraum 
 
(1)  Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht dem Schuljahr. Die 

Beiträge werden als volle Monatsbeiträge erhoben. Die Beitragspflicht wird durch 
Schließungszeiten der Einrichtung (z. B. in den Ferien) sowie durch die tatsächli-
chen An- und Abwesenheitszeiten des Kindes nicht berührt.  

 
(2) Die Beitragspflicht beginnt mit dem 01. des Monats, in dem das Kind in die Einrich-

tung aufgenommen wird und endet in der Regel mit Ablauf des Kindergartenjah-
res, zu dessen Ende das Kind die Einrichtung verlässt.  

 
(3) Die Beitragspflicht endet auch bei rechtswirksam gekündigtem Betreuungsvertrag 

mit dem Träger der Einrichtung.  
Eine außerordentliche Kündigung des Betreuungsvertrages und damit die Beendi-
gung der Beitragspflicht ist möglich bei Umzug des Kindes in eine andere Stadt 
oder Gemeinde oder dauerhafter Erkrankung des Kindes. Eine Umgehung der Bei-
tragspflicht durch Kündigung des Betreuungsvertrages in den Ferienmonaten ist 
grundsätzlich nicht möglich. 

 
 

§ 4 Höhe der Elternbeiträge 
 
(1)  Die Beitragspflichtigen haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähig-

keit monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten der Ein-
richtung bzw. für die Inanspruchnahme von Leistungen zur Kindertagespflege zu 
entrichten. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit richtet sich nach dem Jahresein-
kommen gemäß § 6 dieser Satzung. Die Höhe der Elternbeiträge für Betreuungs-
angebote gem. § 1 richtet sich grundsätzlich nach dem vertraglich vereinbarten 
Betreuungsumfang und dem Alter des Kindes. 

 Wird ein beitragspflichtiges Kind 3 Jahre alt, ändert sich der Elternbeitrag zum 01. 
des Monats, in dem das Kind das 3. Lebensjahr vollendet. 

    
(2) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus den Anlagen zu dieser Satzung. 
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(3) Der Träger einer Einrichtung gem. § 1 Absatz 1 kann von den Eltern ein Entgelt für 
das Mittagessen verlangen, das die Aufwendungen für die Lebensmittel und die 
Zubereitung des Essens deckt. 

 
(4) Bei kombinierter Betreuung in einer Tageseinrichtung und in Kindertagespflege 

sind die jeweiligen Elternbeiträge in Abhängigkeit vom vertraglich vereinbarten 
Betreuungsumfang (Buchungszeit) an die Stadt bzw. Gemeinde (Besuch einer Ta-
geseinrichtung) bzw. an den Kreis Minden-Lübbecke als örtlichen Träger der Ju-
gendhilfe (Inanspruchnahme der Tagespflege) in vollem Umfang zu zahlen. 

 
 

§ 5 Buchungszeiten 
 

(1) Der für die Festsetzung der Höhe des Elternbeitrages maßgebliche Betreuungs-
umfang wird bestimmt durch die von den Beitragspflichtigen mit der Tageseinrich-
tung in der Regel für das Kindergartenjahr vereinbarten Buchungszeiten i.H.v. 25 / 
35/ 45 Wochenstunden.  

 
(2)  Die Buchung von 25 Wochenstunden berechtigt zum Besuch der Einrichtung bis 

zu 5 Stunden nur am Vormittag, bis 12.30 Uhr (ohne Mittagessen). 
 
(3) Die Buchung von 35 Wochenstunden berechtigt entweder zum Besuch der Ein-

richtung 
 a) am Vormittag bis 12.30 Uhr (ohne Mittagessen) mit der Möglichkeit der Rück-

kehr des Kindes am Nachmittag ab 14.00 Uhr, längstens 7 Stunden täglich 
 oder 
 b) am Vormittag durchgehend bis 14.00 Uhr (Mittagessen möglich), 7 Stunden täg-

lich. 
 
(4) Die Buchung von 45 Wochenstunden berechtigt zum durchgehenden ganztägigen 

Besuch der Einrichtung (mit Mittagessen). 
 
(5) Für Schulkinder in Einrichtungen sind grundsätzlich 35 Wochenstunden zu bu-

chen. 
 
(6) Die Buchungszeit bedeutet die Möglichkeit der Nutzung, nicht die tatsächliche In-

anspruchnahme. 
 
(7)  Näheres zu den Absätzen 2 - 6 regeln die Träger der Einrichtungen im Betreu-

ungsvertrag. 
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§ 6 Einkommensermittlung 
 
(1)  Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der 

Beitragspflichtigen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergeset-
zes. Bei der Ermittlung des Einkommens nach Satz 1 sind beim Abzug der Wer-
bungskosten Kinderbetreuungskosten (Elternbeiträge für den Besuch einer Ta-
geseinrichtung oder die Inanspruchnahme von Tagespflege) außer acht zu lassen. 
Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zu-
sammen veranlagten Ehegatten oder aus Vorjahren ist nicht zulässig. Dem Ein-
kommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen 
sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen 
für die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. 
Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschrif-
ten und das Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz sind nicht 
hinzuzurechnen. Leistungen nach dem Bundeselterngeldgesetz sind, soweit sie 
den Monatsbetrag von 300,00 € übersteigen, anzurechnen. Bei Mehrlingsgeburten 
bleiben 300,00 € monatlich pro Kind anrechnungsfrei. Bezieht ein Elternteil Ein-
künfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine le-
benslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem 
Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung des Mandats hinzuzu-
rechnen.  

 Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommenssteu-
ergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten 
Einkommen abzuziehen. 

 
(2)  Maßgebend ist das Einkommen in dem der Angabe vorangegangenen Kalender-

jahr. Wenn sich das Einkommen voraussichtlich für einen Zeitraum von mehr als 
drei Monaten verändert, ist abweichend von Satz 1 das aktuelle Jahreseinkommen 
für das laufende Kalenderjahr hochzurechnen. In diesem Fall sind zu erwartende 
Sonder- und Einmalzahlungen, die im laufenden Jahr anfallen, hinzuzurechnen. 
Bei unterschiedlich hohem Monatseinkommen ist ein durchschnittliches monatli-
ches Einkommen zugrunde zu legen. Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat 
nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen. Eine Nacherhebung für die Monate 
des laufenden Kalenderjahres bis zum Eintritt der Änderung bleibt vorbehalten. 
Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 2 auf 
das zu erwartende Jahreseinkommen abzustellen.  

 Steht nach Ablauf des Kalenderjahres das tatsächliche Jahreseinkommen fest, ist 
die Beitragsfestsetzung zu überprüfen und ggf. anzupassen. 
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§ 7 Beitragsermäßigung 
 
(1)  Besuchen zwei oder mehr Kinder einer Familie oder von Personen, die nach § 2 

beitragspflichtig sind, gleichzeitig eine Tageseinrichtung bzw. nehmen Leistungen 
zur Kindertagespflege in Anspruch, so wird für das zweite Kind eine Ermäßigung in 
Höhe von 50 v. H. gewährt, für alle weiteren Kinder wird kein Beitrag erhoben. Er-
geben sich ohne die zuvor genannte Beitragsermäßigung bzw. -befreiung unter-
schiedlich hohe Elternbeiträge, so gilt als erstes Kind das Kind, für das sich der 
höchste Beitrag ergibt. Die 50-prozentige Ermäßigung wird für das Kind gewährt, 
für das sich der zweithöchste Beitrag ergibt. 

 
 

§ 8 Auskunfts- und Anzeigepflichten 
 

(1)  Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilt der Träger der Einrichtung gem. § 1 
Absatz 1 der örtlich zuständigen Stadt oder Gemeinde im Jugendamtsbezirk un-
verzüglich die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, die Aufnahme- und Abmeldeda-
ten der Kinder, Betreuungsumfang (Buchungszeit) sowie die entsprechenden An-
gaben der Eltern mit. Bei der Aufnahme und danach noch einmal auf Verlangen, 
spätestens jedoch bei Verlassen der Einrichtung bzw. bei Beginn der Schulpflicht 
haben die Beitragspflichtigen der Stadt bzw. Gemeinde sämtliche für die Beitrags-
ermittlung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Veränderungen in den wirtschaft-
lichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung des Elternbeitrages 
maßgeblich sind, sind unverzüglich mitzuteilen.  

  
(2) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts-, Anzeige -, und Vorlagepflichten 

nicht oder nicht in ausreichendem Maße nach, so ist der höchste Elternbeitrag für 
die jeweilige Altersstufe und Betreuungsform zu leisten. 

 
 

§ 9 Beitragsfestsetzung  
 
(1)  Die Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt von der zuständigen Stadt oder Ge-

meinde durch Bescheid. 
 
(2) Bei einer vorläufigen Festsetzung des Elternbeitrages bzw. bei einer Festsetzung 

nach § 7 Abs. 2 erfolgt die endgültige Festsetzung rückwirkend nach Vorlage der 
erforderlichen Einkommensunterlagen. Wird bei einer Überprüfung festgestellt, 
dass sich Änderungen der Einkommensverhältnisse ergeben haben, die zur 
Zugrundelegung einer anderen Einkommensgruppe führen, so ist der Beitrag auch 
rückwirkend im Rahmen der Verjährungsfristen neu festzusetzen.  
Die Verjährungsfrist für Elternbeiträge ergibt sich aus § 12 Abs. 1 Nr. 4b des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) i.V.m. § 169 
Abs. 2 Satz 1 und § 170 Abs. 2 Nr. 1 Abgabenordnung (AO).  

 
 

§ 10 Fälligkeit 
 
Die Elternbeiträge werden jeweils zum 15. des Monats fällig.  
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§ 11 Beitreibung 
 
Die Beiträge können nach § 1 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW vom 
13.5.1980 in der jeweils gültigen Fassung im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden.  
  
 

§ 12 Bußgeldvorschriften 
 
Ordnungswidrig handelt, wer die in § 7 Abs. 1 bezeichneten Angaben vorsätzlich  
oder fahrlässig unrichtig oder unvollständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann gem. 
§ 17 Ordnungswidrigkeiten -Gesetz mit einer Geldbuße von bis zu 1.000 Euro geahndet 
werden.  
  
 
 
Teil II – Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
 

§ 13 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2008 in Kraft. 
Die Elternbeitragssatzung des Kreises Minden-Lübbecke vom 13.06.2006 tritt gleichzei-
tig außer Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Elternbeitragssatzung des Kreises Minden-Lübbecke wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-

ren wurde nicht durchgeführt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis Minden-Lübbecke vor-

her gerügt und daher die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
 
Minden, den 10.12.2007 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

Anlage 1 
 

Tabelle über die Höhe der Elternbeiträge 
für Einrichtungen gem. § 1 Absatz 1 der Elternbeitragssatzung (Kindertageseinrichtungen nach dem KiBiz) 

 
 

Elternbeiträge für den Besuch einer Tageseinrichtung für Kinder nach dem KiBiz werden nach folgender Staffel erhoben 
 

                                         
Kinder unter 3 Jahren 

 

Kinder von 3 Jahren bis zum Beginn der 
Schulpflicht 

und Schulkinder 

 
 
 
Einkommensgruppe  

25 Stunden 
 

35 Stunden 
 

45 Stunden 
 

25 Stunden 
 

35 Stunden 45 Stunden 

bis zu 15.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 
bis zu 25.000,00 € 44,00 € 49,00 € 62,00 € 26,00 € 29,00 € 47,00 € 
bis zu 37.000,00 € 91,00 € 101,00 € 128,00 € 44,00 € 49,00 € 78,00 € 
bis zu 49.000,00 € 134,00 € 149,00 € 189,00 € 72,00 € 80,00 € 127,00 € 
bis zu 61.000,00 € 178,00 € 198,00 € 251,00 € 114,00 € 127,00 € 196,00 € 
bis zu 75.000,00 € 200,00 € 222,00 € 312,00 € 149,00 € 166,00 € 259,00 € 
über 75.000,00 € 228,00 € 253,00 € 355,00 € 194,00 € 216,00 € 306,00 € 
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Anlage 2 

 
Tabelle über die Höhe der Elternbeiträge  

für Betreuungsangebote gem. § 1 Absatz 3 der Elternbeitragssatzung  
(Kindertagespflege) 

für den Zeitraum ab 01.08.2008  
 
 

Elternbeiträge für die Inanspruchnahme von Leistungen zur Kindertagespflege werden nach folgender Staffel erhoben 
 
 
 

Einkommensgruppen  Durchschnittlich
 Betreuungszeit 

 bis 15 Std./Woche 

Durchschnittlich 
 Betreuungszeit 

 bis 25 Std./Woche 

Durchschnittlich 
 Betreuungszeit 

 bis 35 Std./Woche 

Durchschnittlich 
 Betreuungszeit 

 bis 45 Std./Woche       
und mehr 

   bis 15.000,00 € 
 

 0,00 €   0,00 €   0,00 €   0,00 € 

  bis 25.000,00 € 13,00 €  26,00 €  29,00 €  47,00 € 

  bis 37.000,00 € 22,00 €  44,00 €  49,00 €  78,00 € 

  bis 49.000,00 € 36,00 €  72,00 €  80,00 € 127,00 € 

  bis 61.000,00 € 57,00 € 114,00 € 127,00 €  196,00 € 

  bis 75.000,00 € 75,00 € 149,00 € 166,00 € 259,00 € 

über 75.000,00 € 97,00 € 194,00 € 216,00 € 306,00 € 
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